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Räumpflicht
Wer seine Tageszeitung zum Frühstück lesen will, muss 
seine Zufahrt für den Zusteller bis 6:00 Uhr geräumt 
haben. Seite 5
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Rechtsschutzversicherung l versus freier Rechtsanwalt

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
 Rechtsschutzversicherun-

gen können – nicht nur 
im Kfz-Bereich - im Falle eines 
Falles ein ganz wichtiges  
Instrument zur Durchsetzung 
Ihres Rechts sein, zumal sie Ih-
nen im Deckungsfall bei Pro-
zessen mit ungewissem Aus-
gang das Kostenrisiko abneh-
men.

Dass Rechtsschutzversiche-
rungen – gerade in Zeiten 
wie diesen – auch selbst kos-
tenbewusst agieren, ist ver-
ständlich. Das Ansetzen des 
Sparstiftes muss aber dort 
enden, wo der freie Zugang 
zum Recht und zur Rechtsver-
wirklichung für den Versiche-
rungsnehmer beschränkt wä-
re.

Rechtsschutzversicherun-
gen versuchen bisweilen, ih-
ren Versicherungsnehmern 
„ihre“ Vertragsanwälte, also 
solche Anwaltskanzleien, die 
mit Rechtsschutzversicherern 
regelmäßig zusammenarbei-
ten und ihnen (günstigere) 
Sonderkonditionen gewäh-
ren, zu vermitteln. Manche 
Versicherer versuchen auch, 
selbst – also durch bei ihnen 
angestellte Juristen – Rechts-
auskünfte und Rechtsbera-
tung zu erteilen. 

In anderen europäischen 
Ländern haben Rechtsschutz-
versicherungen sogar ver-
sucht, bis zu einem gewissen 
Grad selbst als Parteienver-
treter zu agieren, etwa bei der 
Abwicklung von Schadener-
satzforderungen, insbeson-
dere aus Verkehrsunfällen, 
oder im Zusammenhang mit 
der Eintreibung offener Rech-
nungen.

Hier schiebt jedoch die 
EU-Richtlinie 87/344/

EWG einen klaren Riegel vor. 
Neben der Tatsache, dass die 
Rechtsberatung und Vertre-
tung an sich den Rechtsan-
wälten vorbehalten ist, nor-
miert diese Richtlinie in ih-
rem Artikel 4 ausdrücklich 
auch das Recht jedes Versi-
cherten, seinen Rechtsanwalt 
frei zu wählen.

Nach derzeit geltendem ös-
terreichischen Recht sind Be-
schränkungen in der freien 
Anwaltswahl nur im Zusam-
menhang mit reiner Beratung 
oder mit der Abwicklung von 
rechtlich unstrittigen Forde-
rungen zulässig.

Keinesfalls steht es der 
Rechtsschutzversicherung zu, 
selbst in das Mäntelchen des 
Rechtsanwalts zu schlüpfen. 

Und das mit gutem Grund: 

Nur Rechtsanwälte sind 
n umfassend rechtlich ausge-

bildet
n zur Verschwiegenheit ver-

pflichtet
n frei von Interessenskonf-

likten
n vollkommen unabhängig

und daher in der Lage, die 
individuellen Interessen ihrer 
Klienten bestmöglich wahr-
zunehmen.� n 
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Aus dem InhAlt 3

In der BauwIrtschaft 
blüht der Sozialbetrug. 
Den Gebietskrankenkassen 
entgehen Millionen durch 
das schädigende Verhalten 
von Unternehmen, die keine 
Sozialversicherungsbeiträge 
entrichten.

nun hat der GesetzGeBer 
reagiert und dem 
Sozialbetrug am Bau und 
der damit verbundenen 
Nichtabführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen 
mit der Auftraggeberhaftung 
den Kampf angesagt. Die neue 
Regelung wird voraussichtlich 
im Jahr 2009 in Kraft treten

seIte 6

wer BeI eInem unfall verletzt 
wird, hat aus einer abgeschlossenen 
Unfallversicherung bei 
Dauerschäden Anspruch auf eine 

Invaliditätsentschädigung. Wer 
seine Verletzung übertreibt, kann 
allerdings leer ausgehen. 
 seIte 10

aB 1. Jänner 2009 ist es nun so 
weit: Der Energieausweis hält auch 
in das Zivilrecht Einzug. Benötigte 
man bisher dieses Dokument nur bei 
Neuerrichtung oder Sanierung von 
Gebäuden, so ist es ab Beginn des 
kommenden Jahres verpflichtend, 
auch bei einem Verkauf oder einer 
Vermietung eines Gebäudes oder 
von einzelnen Wohnungen oder 
Geschäftsräumlichkeiten dem 
Käufer/Mieter einen Energieausweis 
vorzulegen. seIte 8
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„Meine  Verehrung Herr Hof-
rat,  dürft’  ich  Sie  auf  zwei 
wunderbare  Logenplätze  bei 
den  Salzburger  Festspielen 
einladen?“
„Herr  Prokurist,  haben  Sie 

am  Samstag  schon was  vor? 
Ich  hätte  noch  zwei  VIP-Ti-
ckets  für  das  Fußballspiel, 
möchten Sie gerne gehen?“
„Herzlichen  Dank  für  die 

gute Zusammenarbeit im ver-
gangenen  Jahr!  Ich  darf  Ih-
nen  namens  unseres  Unter-
nehmens ein kleines Präsent 
überreichen!“
„Kleine Geschenke erhalten 

die Freundschaft“ …
...  besagt  ein  altes  Sprich-

wort.  Fraglich  ist  jedoch, wie 
weit  man  mit  sukzessivem 
Anbieten von Geschenken ge-
hen darf, ohne dass dabei ein 
strafrechtlich  relevanter  Tat-
bestand erfüllt ist. 
Korruption  und  Beste-

chung  waren  schon  seit  je-
her  strafbare Delikte.  Jedoch 
wurden mit dem Strafrechts-
änderungsgesetz  2008  erst-
malig  Straftatbestände  zur 
Bekämpfung von Korruption 
in der Privatwirtschaft einge-
führt und die geltenden Anti-
Korruptions-Delikte  für  den 
öffentlichen  Bereich  massiv 
verschärft. Diese Gesetzesän-

derung führte dazu, dass nun 
vieles  von  dem,  was  im  ge-
schäftlichen  Verkehr  bisher 
nicht unüblich war, unter ge-
richtliche Strafe gestellt ist.
 
Öffentlicher Sektor
 

Wer  einem  Amtsträger  (Ge-
setzgebung, Verwaltung oder 
Justiz), einem Schiedsrichter, 
einem Mitarbeiter  eines  lei-
tenden  Angestellten  öffent-
licher  Unternehmungen  ein 
Geschenk  im  Zusammen-
hang  oder  im  Hinblick  auf 
dessen  Amtsführung  über-
gibt, macht sich des Deliktes 
der  Bestechung  strafbar.  Im 
Hinblick  auf  die  Amtsfüh-
rung  bedeutet,  dass  das  Ge-
schenk  ohne  Anlassfall  le-
diglich  aufgrund  des  Wohl-
wollens  oder  der  Klimapfle-
ge  gegeben  wird.  Dies  wird 
als  sogenanntes „Anfüttern“ 
eines  Amtsträgers  oder  öf-
fentlichen Beamten bezeich-
net,  und  ist  im  öffentlichen 
Bereich  grundsätzlich  straf-
bar.
Ausgenommen  von  der 

Strafbarkeit sind lediglich Ge-
schenke  geringfügigen  Aus-
maßes, wobei die Rechtsspre-
chung von einem Wert bis zu  
100 Euro ausgeht. Mehrere im 
Laufe eines Jahres übergebene 
Geschenke  werden  wertmä-
ßig  nicht  zusammengerech-
net, sofern nicht zwischen Ge-
schenkgeber und –nehmer ei-
ne stillschweigende Vereinba-
rung  über  eine  regelmäßige 
Geschenkübergabe  getrof-
fen  wurde  („gewerbsmäßige 
Ausübung“).  Straffrei  sind 
weiters  jene  Geschenke,  die 
aufgrund  freundschaftlicher 

oder  persönlicher  Beziehung 
übergeben  wurden,  wobei 
es darauf ankommt, dass die 
Schenkung auch ohne Amts-
trägereigenschaft stattgefun-
den hätte. Auch  ist die Über-
gabe  von  bloßen  Aufmerk-
samkeiten  ohne  wirtschaft-
lichen Wert  für den Empfän-
ger straffrei.
 

Privatwirtschaft
 

Die neuen gesetzlichen Rege-
lungen  für  den  privaten  Be-
reich gelten nur dann, wenn 
eine pflichtwidrige Geschenk-
übergabe  durch  einen  Be-
diensteten  (weisungsgebun-
denen  Arbeitnehmer  eines 
Unternehmens  oder  Beamte 
in  nichthoheitlicher  Verwal-
tung) oder Beauftragten (Per-
sonen,  die  für  ein Unterneh-
men handeln und denen be-
trieblicher  Einfluss  zusteht) 
zumindest  angeboten  oder 
begehrt wird. Unter Bediens-
tete  oder  Beauftragte  fallen 
auch Beamte hinsichtlich der 
Erfüllung  nicht  hoheitlicher 
Aufgaben  sowie  Vorstände 
und  Geschäftsführer  öffent-
licher  Unternehmen,  soweit 
sie nicht mit öffentlichen Auf-
gaben betraut sind.
Auch  im  privaten  Sektor 

sind Geschenke, die einer ge-
wissen  sozialen  Üblichkeit 
unterliegen,  als  geringfügige 
Geschenke  anzusehen,  die 
keine  Strafbarkeit  begrün-
den. Auch hiefür gilt nach der 
Rechtssprechung  die  Wert-
grenze von 100 Euro. Im priva-
ten Sektor  ist  jedenfalls –  im 
Gegenteil  zum  öffentlichen 
Sektor – ein „Anfüttern“ nicht 
strafbar. � n
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2008 wurden erstmalig 
Straftatbestände zur Be-
kämpfung von Korrup-
tion in der Privatwirt-
schaft eingeführt.

Wie viel l darf geschenkt werden?

„Anfüttern“ 
strafbar?

ge
fü

tt
er

t



Diese Vorschrift hat Grundei-
gentümern  schon  bisher  ei-
niges  abverlangt,  durch  eine 
jüngst  ergangene  Entschei-
dung  (2  Ob  78/08x)  zog  der 
OGH die Haftungsgrenzen al-
lerdings noch enger. 
Es  ging  um  den  Fall  einer 

Zeitungszustellerin,  die  am 
2.  Jänner  2004  gegen  6:00 
Uhr früh in der Privateinfahrt 
des beklagten Zeitungsabon-
nenten  im  Zuge  der  Verrich-
tung  der morgendlichen  Zu-
stelltätigkeit  auf  einer  nicht 
erkennbaren  Eisplatte  stürz-
te. Sie zog sich mehrere Kno-
chenbrüche zu. Der Unfall er-
eignete sich also nicht auf ei-
ner vom Geltungsbereich des 
Paragraf  93  Abs.  1  StVO  um-
fassten  Fläche  (v.a.  öffent-
liche  Gehsteige),  sondern  in 
der privaten Hauszufahrt. Der 
Hauseigentümer  unterließ 
es – möglicher Weise hatte er 
sich von den erst kurz zurück-
liegenden  Silvesterfeierlich-
keiten noch nicht gänzlich er-
holt – die Schnee- und Eisräu-
mung  seiner  Einfahrt  dem-
entsprechend vorzunehmen. 
Dem  Schadenersatzan-

spruch der Zeitungsausträge-
rin wurde vollinhaltlich statt-

gegeben.  In  seiner  Begrün-
dung  führte  der  Oberste  Ge-
richtshof aus, dass es sich bei 
der Hauszufahrt zwar um kei-
nen öffentlichen Weg handle 
und grundsätzlich die Räum-
pflicht  des  Paragraf 93 Abs.  1  
StVO sich nicht auf diese Flä-
che erstrecke; die Bestimmung 
sei  im vorliegenden  Fall, was 
Inhalt  und  zeitlichen  Gel-
tungsbereich  der  darin  nor-
mierten  Verpflichtungen  be-
trifft,  dennoch  analog  anzu-
wenden, zumal den Zeitungs-
abonnenten  gegenüber  dem 
Zeitungszusteller  aufgrund 
des  Abonnementvertrages 
Schutz- und Sorgfaltspflichten 
treffen,  die  jedenfalls  darin 
bestünden, einen gefahrlosen 
Zugang zum Objekt zu ermög-
lichen. Schließlich habe der be-
klagte Zeitungsabonnent den 
Einwurf der Zeitung direkt an 
der Haustüre gewünscht, wo-
hingegen es auch möglich ge-
wesen wäre, am Zaun eine Ab-
gabestelle  anzubringen. Dies-
falls wäre die Zeitungszustel-
lerin nicht gezwungen gewe-
sen, die glatte Einfahrt zu be-
treten. 

Schaufeln statt lesen

Die Moral  aus  der  Geschich-
te ist nunmehr folgende: Soll-
ten Sie zu jenen Personen ge-
hören, die darauf Wert  legen, 
bereits zum Frühstück die ak-
tuelle  Tageszeitung  lesen  zu 
können,  so müssen Sie  – um 
ohne  Haftungsrisiko  in  den 
Genuss dieses Komforts zu ge-
langen – rechtzeitig vor 6:00 
Uhr  früh  die  Schneeschaufel 
zur  Hand  nehmen  und  Ihre 
Einfahrt  räumen  (und  streu-
en). Zugegebener Maßen: Die 

Lust aufs Zeitunglesen zu frü-
her Morgenstund wird  nach 
einer derartigen körperlichen 
Anstrengung möglicherweise 
reduziert sein. 
Sie können aber auch Ihren 

Postkasten direkt am Grund-
stückseingang anbringen, so-
dass der Zeitungszusteller die 
Einfahrt nicht betreten muss. 
Den Gehsteig müssen Sie aber 
trotzdem  bis  6:00  Uhr  früh 
von  Schnee  und  Eis  freige-
räumt haben. 
Eine  weitere  Möglichkeit 

besteht  darin,  in  den  Abon-
nementvertrag mit  dem  Zei-
tungsunternehmen eine Klau-
sel aufzunehmen, wonach für 
Schäden,  die  aufgrund man-
gelhafter Räumung der Haus-
zufahrt  entstehen,  nicht  ge-
haftet  wird.  Eine  derartige 
Klausel  ist allerdings der Ge-
fahr der Sittenwidrigkeit und 
damit Nichtigkeit ausgesetzt. 
Zu  guter  Letzt  können  Sie 

Ihre  Räumverpflichtung  na-
türlich an ein professionelles 
Schneeräumunternehmen 
überbinden,  was  Ihnen  zu-
mindest die Möglichkeit ver-
schafft,  Schadenersatzan-
sprüche  des  Zeitungszustel-
lers  beim  Schneeräumdienst 
zu regressieren.
Nachdem  eine  aufwändige 

Vertragsgestaltung  oder  kos-
tenintensive  Beauftragung 
von  Räumdiensten  nicht  je-
dermanns Sache ist, lautet der 
vermutlich  praxisrelevantes-
te  Tipp:  Überprüfen  Sie  Ihre 
Haftpflichtversicherungspo- 
lizze,  ob  Schäden  Ihrer  Ver-
tragspartner, die diese dadurch 
erleiden, dass sie Ihre nicht ord-
nungsgemäß geräumte Haus-
zufahrt betreten, von der Versi-
cherung gedeckt sind. � n
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egenüber der All-

gemeinheit wird jeder 
Hauseigentümer gem. 
Paragraf 93 Abs. 1 StVO 
dazu verpflichtet, zwi-
schen 6:00 und 22:00 
Uhr die an seine Liegen-
schaft grenzenden Geh-
steige von Schnee und 
Eis zu räumen. 

Räum- und Streupflicht l des Zeitungsabonnenten 

Schnee-Räumpflicht

SchadenerSatzrecht 5

Deckung
Tipp

Enthält Ihre 
Haushaltsversicherung 
eine Haftpflichtver-
sicherung, so deckt 
diese Schäden aus 
Haftpflichtansprüchen 
dritter Personen. 
Überprüfen Sie daher, 
ob Sie eine aufrechte 
Haftpflichtversicherung 
besitzen und diese 
auch eine ausreichende 
Deckungssumme (emp-
fehlenswert: 1 Mio. 
Euro) aufweist.



 
Nun  hat  der  Gesetzgeber  re-
agiert  und  dem  Sozialbetrug 
am  Bau  und  der  damit  ver-
bundenen  Nichtabführung 
von  Sozialversicherungsbei-
trägen mit der Auftraggeber-
haftung  den  Kampf  ange-
sagt. Die neue Regelung wird 
voraussichtlich  im  Jahr 2009 
in Kraft treten und ist in den 
Paragrafen 67 a bis 67 d ASVG 
geregelt.

Wen kann die Auftraggeber-
haftung treffen?
Die Haftung gilt nur für Bau-

unternehmen, die Bauleistun-
gen an Subunternehmer wei-
tergeben, nicht für Privatper-
sonen. Es kann sich dabei so-
wohl um inländische als auch 
ausländische  Unternehmen 
handeln,  wenn  sie  Dienst-
nehmer beschäftigen, die den 
österreichischen  Rechtsvor-
schriften  der  Sozialversiche-
rung unterliegen. 

In welchem Umfang be-
steht die Haftung?

Der  Auftraggeber  haftet 
für alle Beitragsschulden des 
Subunternehmers  bis  zum 
Höchstausmaß  von  20  Pro-
zent des geleisteten Werkloh-
nes.

Wie kann der Auftraggeber 
die Haftung verhindern?
Der  Auftraggeber  ist  von 

der  Haftung  befreit,  wenn 
er  die Werklohnzahlung  auf-
splittet:  er überweist  80 Pro-
zent  des  Werklohns  an  den 
Subunternehmer und 20 Pro-
zent  des  Werklohnes  an  das 
bei  der  Wiener  GKK  einzu-
richtende  Dienstleistungs-
zentrum.  Diese  Zahlung  von 
20  Prozent  wirkt  gegenüber 
dem Subunternehmer schuld-
befreiend. Damit wendet der 
Auftraggeber  die  Gefahr  ab, 
dass er zunächst  100 Prozent 
des Werklohnes  an  den  Sub-
unternehmer überweist, spä-
ter  jedoch  von  der  Sozialver-
sicherung  hinsichtlich  eines 
Teilbetrages  von  20  Prozent 
in Anspruch genommen wird 
und daher insgesamt 120 Pro-
zent zu zahlen hat. 
Der  Auftraggeber  ist  auch 

dann  von  der  Haftung  be-
freit, wenn der Subunterneh-
mer  zum Zeitpunkt  der  Leis-
tung  des  Werklohnes  in  der 
Gesamtliste  der  haftungs-
freistellenden  Unternehmen 
(sog.  HFU-Gesamtliste)  auf-
scheint. Die HFU-Gesamtliste 
wird von dem bei der Wiener 
GKK einzurichtenden Dienst-
leistungszentrum geführt;  es 
scheinen  darin  jene  Unter-

nehmen  auf,  die „unbedenk-
lich“  sind, die also keine Bei-
tragsrückstände  haben.  Da-
neben führt jeder Sozialversi-
cherungsträger, der Dienstge-
berkonten  führt,  eine  derar-
tige  Liste.  Ein  Unternehmen 
scheint  in  der  HFU-Gesamt-
liste nur dann auf, wenn es in 
sämtlichen Listen der betrof-
fenen SV-Träger angeführt ist. 
Auftraggeber  können  in  die 
tagesaktuelle  HFU-Gesamt-
liste  kostenlos  auf  elektro-
nischem  Weg  Einsicht  neh-
men.  Scheint  ein  Subunter-
nehmer in dieser Liste auf, ist 
eine  Direktzahlung  des  Auf-
traggebers an die Sozialversi-
cherung nicht notwendig. 

Wie erfolgt die Aufnahme in 
die HFU-Liste?
Anträge  auf  Aufnahme  in 

die  HFU-Liste  können  von 
Unternehmen  bereits  seit  1. 
November  2008  eingebracht 
werden. Da eine elektronische 
Verarbeitung  allerdings  erst 
im Laufe des  Jahres 2009 er-
folgen wird, ist aus derzeitiger 
Sicht eine Antragstellung frü-
hestens ab 1. April 2009 sinn-
voll.
Eine Aufnahme in die HFU-

Liste  erfolgt  nur  dann, wenn 
der  Unternehmer  seit  min-
destens  drei  Jahren  Bauleis-
tungen  erbracht  hat  und  al-
le  Sozialversicherungsbeiträ-
ge  spätestens  innerhalb  der 
Mahnfrist  entrichtet  hat;  es 
dürfen  auch  keine  Bedenken 
hinsichtlich  sozialversiche-
rungsrechtlicher  Pflichten 
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n der Bauwirtschaft 

blüht der Sozialbetrug. 
Den Gebietskrankenkas-
sen entgehen Millionen 
durch das schädigende 
Verhalten von Unter-
nehmen, die keine Sozi-
alversicherungsbeiträge 
entrichten.

Die neue l Auftraggeberhaftung

Kampf gegen 
den Sozialbetrug
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des  Unternehmers  bestehen 
(Meldepflichten,  Abgabe  von 
Beitragsnachweisen, etc.). 

Wie wird die Haftung gel-
tend gemacht?
Die  Auftraggeberhaftung 

kann  zivilrechtlich  mittels 
Klage  geltend  gemacht  wer-
den.  Es  kommt  immer  dann 
zur  Haftung  des  Auftragge-
bers, wenn der Sozialversiche-
rungsträger  gegen  das  Sub-
unternehmen  erfolglos  Exe-
kution geführt hat oder wenn 
dieses bereits insolvent ist. 

Welche Auskunftspflichten 
bestehen gegenüber den So-
zialversicherungsträgern?
Auftraggeber  sind dem So-

zialversicherungstäger  gene-
rell zur Auskunft über die be-
auftragten  Subunternehmen 
und die beauftragten Bauleis-
tungen  verpflichtet  bzw.  ha-
ben diesem Einsicht in die Ge-
schäftsbücher und  sonstigen 
relevanten Unterlagen zu ge-
währen. Hat der Auftraggeber 
überdies  den  Verdacht,  dass 
das von ihm beauftragte Sub-
unternehmen  keine  eigenen 
Bauleistungen  erbringt,  kein 
technisches, planerisches bzw. 
kaufmännisches  Fachperso-
nal aufweist oder über keine 
angemessenen Betriebsmittel 
verfügt, so hat er dem zustän-
digen Sozialversicherungsträ-
ger alle entsprechenden Aus-
künfte  bezüglich  dieses  Auf-
trages zu erteilen. Die Verlet-
zung der Auskunftspflicht ist 
als  Verwaltungsübertretung 
strafbar  und  wird  mit  einer 
Geldstrafe bestraft.
Zu  beachten  ist  auch,  dass 

die  Haftung  nicht  bloß  den 
Generalunternehmer  trifft, 
sondern  vielmehr  jeden  Un-
ternehmer,  der  Bauleistun-
gen  verspricht  und  sie  zu-
mindest teilweise weiter ver-
gibt. Gehaftet wird allerdings 
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nur für die Rückstände des je-
weiligen unmittelbaren Sub-
unternehmers. 

Ab wann tritt die Auftrag-
geberhaftung in Kraft?
Zur Durchführung der Rege-

lung,  insbesondere  zur  War-
tung der HFU-Liste, sind um-
fangreiche  EDV-Änderungen 
notwendig.  Die  neue  Rege-
lung wird daher mittels Ver-
ordnung  erst  im  Laufe  des 
Jahres 2009 in Kraft treten. �n

Der GesetzGeber hat dem 
Sozialbetrug am Bau und 
der damit verbundenen 
Nichtabführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen 
mit der Auftraggeberhaftung 
den Kampf angesagt. 

Foto: Neumayr



Benötigte man  bisher  dieses 
Dokument nur bei Neuerrich-
tung oder Sanierung von Ge-
bäuden, so ist es ab Beginn des 
kommenden Jahres verpflich-
tend, auch bei einem Verkauf 
oder  einer  Vermietung  eines 
Gebäudes oder von einzelnen 
Wohnungen  oder  Geschäfts-
räumlichkeiten  dem  Käu-
fer/Mieter  einen  Energieaus-

weis vorzulegen. Dieser Aus-
weis  gibt  Auskunft  über  die 
wesentlichen  Energietech-
nischen  Daten  eines  Gebäu-
des und enthält insbesondere 
eine  Energiekennzahl,  die  es 
einem Käufer/Mieter ermög-
licht,  verschiedene  Gebäude 
bzw.  Wohnungen  miteinan-
der zu vergleichen. 

Aktuell

Der  Energieausweis  ist 
einem Käufer/Mieter vor Ver-
tragsabschluss zu zeigen und 
nach Vertragsabschluss  auch 
auszuhändigen.  Der  Energie-
ausweis  darf  nicht  älter  als 
zehn Jahre sein und muss sich 
entweder  auf  das  konkrete 
Objekt, ein vergleichbares Ob-
jekt  im selben Gebäude oder 
auf das gesamte Gebäude be-
ziehen  (sinnvollerweise wird 
man insbesondere bei Gebäu-
den mit mehreren nutzbaren 
Objekten  nur  einen  Energie-
ausweis  für das gesamte Ge-
bäude erstellen).
Wird  der  Energieausweis 

verspätet oder gar nicht über-
geben oder ist er älter als zehn 
Jahre, dann gilt zwischen den 
Parteien  eine  dem Alter  und 
der Art des Gebäudes entspre-
chende  Gesamtenergieeffi-
zienz  als  vereinbart  und  hat 
der  Verkäufer/Vermieter  da-
für Gewähr zu leisten.
Sind die Daten im Energie-

ausweis  (zu  Lasten  des  Käu-
fers/Mieters) falsch, so hat der 
Verkäufer/Vermieter nach all-
gemeinen  Gewährleistungs-
regeln  zu  haften,  wobei  so-
wohl  eine  Verbesserung  des 
Objektes  (wenn  überhaupt 
möglich),  eine  Preisminde-
rung  oder  aber  auch  eine 

Wandlung  des  Vertrages  in 
Frage kommen.
Die Bestimmungen über die 

Vorlageverpflichtung  eines 
Energieausweises  können 
vertraglich nicht abbedungen 
werden,  wohl  aber  die  sich 
daraus  ergebende  Gewähr-
leistungsverpflichtung  des 
Verkäufers/Vermieters,  so-
fern  ein  solcher  Gewährleis-
tungsausschluss  nicht  nach 
den Bestimmungen des Kon-
sumentenschutzgesetzes  un-
zulässig ist.
Wer  die  Kosten  für  die  Er-

stellung  des  Energieaus-
weises trägt, richtet sich pri-
mär  nach  den  vertraglichen 
Vereinbarungen.  Im Anwen-
dungsbereich  zwingender 
gesetzlicher  Normen  (Miet-
rechtsgesetz,  Wohnungsei-
gentumsgesetz)  wird  vom 
Gesetzgeber noch eine Rege-
lung  zu  treffen  sein.  Ange-
dacht ist, dass im Vollanwen-
dungsbereich des Mietrechts-
gesetzes die Kosten vom Ver-
mieter  zu  tragen  sind,  von 
diesem  aber  nicht  als  Be-
triebskosten  an  die  Mieter 
überwälzt,  sondern  nur  im 
Rahmen der Hauptmietzins-
reserve geltend gemacht wer-
den  können;  im Wohnungs-
eigentumsgesetz  ist geplant, 
die  Kosten  für  den  Energie-
ausweis  als  Aufwendungen 
auf die einzelnen Wohnungs-
eigentümer umzulegen. Hier 
wird  es  vermutlich  zu  einer 
Regelung  kommen,  die  den 
Verwalter verpflichtet, einen 
nicht älter als zehn Jahre al-
ten  Energieausweis  vorrä-
tig  zu  halten,  um  diesen  im 
Bedarfsfall  an  die  einzelnen 
Wohnungseigentümer  aus-
zuhändigen.� n
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ist es nun so weit: Der 
Energieausweis hält 
auch in das Zivilrecht 
Einzug. 

Energieausweis l ab 1. Jänner auch im Zivilrecht

Energieausweis 
bei Wohnungen

Energie-
ausweis

Tipp

Informationen dar-
über, was genau ein 
Energieausweis zu 
enthalten hat und wer 
berechtigt ist, solche 
Energieausweise zu 
erstellen, finden Sie im 
Internet, beispielsweise 
unter 
www.energieausweis.at.



Im Editorial unserer Ausgabe 
3/2008  „mit  RECHT“  setzten 
wir uns bereits mit den Krite-
rien  einer  richtigen Beratung 
bei Geldanlagen auseinander: 
Die Vollständigkeit, Richtigkeit 
und Verständlichkeit einer Be-
ratung  sind  ihre  wichtigsten 
Eckpfeiler.  Entscheidende  Be-
deutung  kommt  dabei  der 
Aufklärung  über  die  Risiko-
trächtigkeit einer Anlageform 
durch den Anlageberater zu.
Im  zweiten  Teil  gehen wir 

nun der Frage nach, was aus 
rechtlicher  Sicht  geboten  er-
scheint,  sollte  eine  Anlage-
beratung  tatsächlich  einmal 
schief  gegangen  sein.  Wich-
tig  ist,  dass  der  geschädigte 
Anleger  nicht  sogleich  einen 
quasi  „Notverkauf“  seiner 
Anlageprodukte  vornimmt.  
Dies  könnte  ihm  zu  einem 
späteren Zeitpunkt  zum Vor-
wurf gemacht werden (Stich-
wort  „Schadensminderungs-
pflicht“).  Vielmehr  soll  nach 
Ansicht des Obersten Gerichts-
hofes zunächst eine Kontakt-
aufnahme  des  geschädigten 
Anlegers mit  seinem Berater 
stattfinden.  Der  Anlagebera-
ter  hat  sodann  dem Anleger 
eine Empfehlung abzugeben, 

wie er sich verhalten soll: An-
lageprodukte  behalten,  ver-
kaufen, …  
Handelt der Anleger  in der 

Folge entsprechend der Emp-
fehlung,  so  trägt der Anlage-
berater naturgemäß auch das 
weitere Risiko. Folgt der Anle-
ger  den  diesbezüglichen An-
weisungen  des  Anlagebera-
ters jedoch nicht und handelt 
eigenmächtig, so hat er in die-
sem Fall selbst das Risiko sei-
ner  weiteren  Vorgangsweise 
zu verantworten. Was ist nun, 
wenn der Anlageberater trotz 
einer  entsprechenden  Ver-
ständigung des Anlegers kei-
ne  Empfehlung  abgibt  oder 
sich gar „tot stellt“?

Wer trägt Risiko

Sinken  die  Kurse  der  gehal-
tenen Wertpapiere weiter und 
verkauft der Anleger, so trägt 
der  Anlageberater  und  nicht 
der Anleger das weitere Risiko. 
Und zwar unabhängig davon, 
ob das Bemühen des Anlegers 
zum Verringern des Schadens 
letztlich erfolgreich war oder 
nicht  –  ein Mitverschuldens-
einwand  des  Anlageberaters 
geht  mangels  Empfehlung 
ins Leere. Anderes gilt hinge-
gen, wenn der Anlageberater 
von seinem Kunden nicht ver-
ständigt wird, sondern dieser 
sogleich vorzeitig verkauft: Ist 
der Kurs bis zum Ablauf der or-
dentlichen Veranlagungsdau-
er  des Anlageproduktes wie-
der gestiegen, so hat der An-
leger das Risiko seiner eigen-
mächtigen  Handlung  selbst 

zu  tragen:  der  Schaden  hät-
te sich ja ohne diesen vorzei-
tigen Verkauf  verringert. Die 
Ersatzpflicht  des  Anlagebe-
raters  beschränkt  sich  daher 
nur  auf  den  (fiktiven)  nied-
rigeren  Schaden,  berechnet 
auf Basis des wieder gestiege-
nen Kurses am Ende der Ver-
anlagungsdauer. 
Der infolge einer fehlerhaft 

verschuldeten  Anlagebera-
tung  entstandene  Schaden 
verjährt übrigens binnen drei 
Jahren  ab  Kenntnis  des  An-
legers von der falschen Bera-
tung. Sollte die Veranlagungs-
dauer des empfohlenen Anla-
geproduktes über diesen Zeit-
raum  hinausgehen,  ist  die 
Einleitung eines gerichtlichen 
Feststellungsverfahrens  un-
umgänglich. Dabei wird – oh-
ne  dass  eine  konkrete  Scha-
denshöhe  bereits  feststeht  – 
vom  Gericht  festgestellt,  ob 
der Anlageberater für Anlage-
schäden infolge falscher Bera-
tung haftet. Damit verhindert 
man die Verjährung des kon-
kreten  Schadens,  der  sich  ja 
erst nach Ablauf der Veranla-
gungsdauer berechnet lässt. 
Noch  einmal  sei  gesagt: 

Nicht  jede  erfolglose  Veran-
lagung,  so  schmerzlich  sie 
auch  ist,  ist  automatisch  das 
Ergebnis einer falschen Bera-
tung  durch  den  Anlagefach-
mann.  Die  Einschätzung  der 
Entwicklung  eines  Anlage-
produktes  gleicht  ja  manch-
mal  einem Blick  ins Wasser-
glas.  Es  ist  aber Aufgabe  des 
Anlageberaters,  seinen  Kun-
den darauf hinzuweisen.  � n
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keit, Richtigkeit und 
Verständlichkeit einer 
Beratung sind ihre wich-
tigsten Eckpfeiler.

Die Haftung  l des Anlageberaters

Falsch beraten
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Nach  den  allgemeinen  Be-
stimmungen  für  die  Unfall-
versicherung  ist  ein  Versi-
cherter,  der  einen  Unfall  er-
litten hat und deswegen An-
sprüche  aus  der  Unfallversi-
cherung  geltend macht,  ver-
pflichtet, sich von einem von 
der Versicherung namhaft ge-
machten Arzt untersuchen zu 
lassen.  Diese  Untersuchung 
dient dazu, dass die Versiche-
rung  einerseits  generell  die 
Frage der Deckungspflicht (ist 
überhaupt  eine  Verletzung 
durch den Unfall eingetreten) 
beurteilen  und  andererseits 
die  Höhe  der  gebührenden 
Versicherungsleistung ermit-
teln kann.

Bei  dieser  Untersuchung 
ist  der  medizinische  Sach-
verständige  zumeist  auch 
auf  die  Mitwirkung  des  Ge-
schädigten  angewiesen,  da 
oftmals  nur  durch  Auskünf-
te  bzw.  Demonstrationen 
des  Geschädigten  das  Aus-
maß der körperlichen Behin-
derung  bzw.  der  Einschrän-
kung der Funktion bestimm-
ter Körperteile beurteilt wer-
den  kann.  Dass  das  Simulie-
ren von Verletzungen zwecks 
Erschleichung  von  Versiche-
rungsleistungen  widerrecht-
lich  ist,  leuchtet  jedermann 
ein. Nach  einer neusten  Ent-
scheidung  des  Obersten  Ge-
richtshofes  (7  Ob  120/08k) 
ist  es  aber  auch  unzulässig, 
bei  der  Untersuchung  durch 
den Sachverständigen  zu ag-
gravieren,  also  bestehende 
Schmerzsymptome  oder  kör-
perliche Defizite bei der ärzt-
lichen Untersuchung zu über-
treiben, um dadurch die Ver-
sicherungsleistung  zu  erhö-
hen. Jeder Versicherungsneh-
mer ist nämlich der Versiche-

rung  gegenüber  verpflichtet, 
wahrheitsgemäße  Angaben 
zu machen. Das Aggravieren, 
also  das  „Übertreiben“  stellt 
daher eine Obliegenheitsver-
letzung  dar,  die  nach  Mei-
nung  des  Obersten Gerichts-
hofes  zur  Leistungsfreiheit 
führen  kann.  Der  Versiche-
rungsnehmer  hat  derartiges 
Aggravieren also zu unterlas-
sen und vielmehr seinen Ge-
sundheitszustand  auch  dem 
untersuchenden Sachverstän-
digen gegenüber  so  zu  schil-
dern  und  zu  demonstrieren, 
wie er tatsächlich ist.
Diese Nebenpflicht des Ver-

sicherten,  die  nicht  explizit 
in  irgendwelchen  Versiche-
rungsbedingungen  steht,  er-
gibt  sich  aus  dem  Grund-
satz  von  Treu  und  Glauben, 
zu dem sowohl der Versiche-
rungsnehmer  als  auch  die 
Versicherung  verpflichtet  ist. 
Wer  diesen  Grundsatz  ver-
letzt, den sollen auch die wid-
rigen Folgen – im gegenständ-
lichen  Fall  die  Leistungsfrei-
heit – treffen müssen. � n
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as „Übertreiben“ 

von Verletzungen nach 
Unfällen kann nach 
Meinung des Obersten 
Gerichtshofes zur Leis-
tungsfreiheit führen.

Obliegenheitsverletzung  l durch Aggravation

Kein Übertreiben
Wer bei einem unfall 
verletzt wird, hat aus 
einer abgeschlossenen 
Unfallversicherung bei 
Dauerschäden Anspruch auf 
eine Invaliditätsentschädigung. 
Wer seine Verletzung 
übertreibt, kann allerdings leer 
ausgehen. 

Foto: Neumayr



Die  Mitglieder  des  Vereines 
haben  ein  gemeinsames  In-
teresse und stellen daher  für 
Sponsoren  eine  interessante, 
da bereits definierte Zielgrup-
pe  dar.  Es  besteht  daher  oft 
ein Interesse des Sponsors, di-
rekt mit  den  Vereinsmitglie-
dern in Kontakt zu treten. Für 
den Verein stellt sich die Fra-
ge, ob er die Daten seiner Mit-
glieder  an  den  Sponsor  wei-
tergeben darf. 
Die Zulässigkeiten der Wei-

tergabe von Daten ist im Da-
tenschutzgesetz  geregelt.  
Dieses  Gesetz  legt  fest,  dass 
jede Person ein Recht auf Ge-
heimhaltung  der  sie  betref-
fenden  personenbezogenen 
Daten hat. 
Eine  Weitergabe  von  Da-

ten  ist dann  jedenfalls nicht 
rechtswidrig,  wenn  die  Per-
son  selbst,  also  das  Vereins-
mitglied,  der Weitergabe  ih-
rer  Daten  an  Dritte  zuge-

stimmt  hat.  Eine  solche  Zu-
stimmung  kann  in  der  Bei-
trittserklärung  aufgenom-
men  werden.  Beispielswei-
se findet sich regelmäßig bei 
Sportvereinen  die  Ermächti-
gung, die Daten an den jewei-
ligen  Verband  weiterzuge-
ben. Eine allgemeine Ermäch-
tigungserklärung in Vereins-
statuten dürfte nicht ausrei-
chen, weil das Recht auf Ge-
heimhaltung  als  höchstper-
sönliches Recht nicht „mehr-
heitsfähig“ ist.
Liegt  keine  Zustimmung 

des Mitgliedes vor,  so dürfen 
Daten  nur  zu  dem  „Zweck“ 
verwendet  werden,  zu  dem 
sie  vom Mitglied  übergeben 
wurden.  Ist  es  also  für  den 
„Vereinszweck“  notwendig, 
die Daten des Mitgliedes wei-
terzugeben,  so  ist  dies  zuläs-
sig.  Zweifellos wird  dies  bei-
spielsweise für Anmeldungen 
bei  Wettkampfveranstaltun-
gen  oder  bei  Hotelreservie-
rungen für Trainingslager der 
Fall sein. 

Nicht zulässig

Der Oberste Gerichtshof hat-
te  sich  vor  Inkrafttreten  des 
Datenschutzgesetzes  in einer 
Entscheidung  mit  der  Frage 
auseinanderzusetzen,  ob  ein 
Verein Daten an eine Versiche-
rung weitergeben darf, sodass 
diese Abfertigungsmodelle an 
die  einzelnen Mitglieder  an-

bieten  konnte.  Der  OGH  be-
wertete  die  Weitergabe  der 
Daten in diesem Fall als nicht 
zulässig.  Die  Grundsätze,  die 
der OGH dieser Entscheidung 
zugrundelegte, sind nunmehr 
im Datenschutzgesetz aufge-
nommen.
In Einklang mit dem Daten-

schutzgesetz  ist  davon  aus-
zugehen,  dass  die  Weiterga-
be  von  Mitgliederdaten  an 
Sponsoren  nicht  dem  Ver-
einszweck, sondern der Finan-
zierung des Vereines dient. Ei-
ne Weitergabe der Mitglieder-
daten  ohne  Einverständnis 
der Mitglieder ist daher nicht 
zulässig. 
Entscheidend ist, dass in die-

sem Fall die Überlassung der 
Daten selbst rechtswidrig  ist. 
Auch der Verein selbst hat die 
Daten  nach  „Treu  und  Glau-
ben  auf  rechtmäßige Weise“ 
zu  verwenden.  Ob  somit  der 
Verein  selbst  die  Informati-
onen  des  Sponsors  verschi-
cken kann,  ist soweit ersicht-
lich noch nicht entschieden. Es 
wird aber zulässig sein, wenn 
Aussendungen,  die  dem Ver-
einszweck dienen, Sponsoren-
material beigelegt wird. 
Im  Ergebnis  ist  eine  Wei-

tergabe  von Mitgliederdaten 
ohne  Zustimmung  des  Ver-
einsmitgliedes an Sponsoren 
nicht  zulässig,  das  Beilegen 
von  Sponsormaterial  in  Ver-
einsaussendungen selbst aber 
grundsätzlich schon. � n

V 
 
ereine, im beson-

deren Sportvereine, sind 
von Einnahmen durch 
Sponsoren abhängig. 
Der Sponsor nutzt den 
Verein dazu, seine ei-
gene Bekanntheit zu 
steigern und ist dafür 
bereit, den Verein zu  
unterstützen. 

Dürfen Mitgliederdaten l an Sponsoren weitergegeben werden?

Datenschutz bei 
Vereinen
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Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Es gibt nur einen unabhängigen Rechtsberater. Ihre Anwältin oder 
Ihren Anwalt. www.kosch-partner.at

Rechtsrat gibt es fast 
 überall. Kompetenz nicht.




